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VIII. Rechtsangelegenheilen.

Städtisches Lagerbuch.

Die Aufzeichnungen über Liegenschaften und dingliche Rechte der Gemeinde

Wien (Lagerbuchsoperate ) erfuhren im Berichtsjahre einen Zuwachs von 93 über erworbene

Realitäten , von 209 über eingelöste Straßengründe und von 269 über dingliche Rechte der

Gemeinde an fremden Realitäten . Die Gesamtzahl der Operate betrug somit am Ende des

Jahres über Realitäten 1968 , über Straßengrundeinlösungen 3263 und über dingliche

Rechte 3089 . Mit der Neuanlegung der Operate über die Wasserleitungen und Verkehrs¬

anlagen wurde fortgefahren , das Operat über die städtischen Straßenbahnen abgeschlossen

und je ein Operat über das städtische Gaswerk und das städtische Elektrizitätswerk

angelegt.

8 . Verträge und sonstige Rechtsgeschäfte.

Im Berichtsjahre wurden in der Magistrats -Abteilung I (für Rechtsangelegenheiten)

ansgefertigt : 241 Verträge über die Erwerbung von unbeweglichem Gute , 89 über die

Veräußerung von städtischen Gründen , 18 Miet - und Pachtverträge aller Art , 141 Grab-

erhaltungs - und Ausschmückungsverträge und 4 Lieferungs - , Lohn - und sonstige Verträge.

Andere Rechtsurkunden , wie Reverse , Löschungserklärungen , Aufsandungserklärungen,

Servituts - und Kautionsbestellungen wurden 201 ausgefertigt . Die Zahl der gerichtlichen

Eingaben einschließlich der Rekurse betrug 389.

Von Gruuderwerbungen und Veräußerungen  sind hervorzuheben:

Im I . Bezirke  für Straßenerweiterungen und Dnrchführungen , u . zw . : Von den

Realitäten Bauernmarkt 3 427 53 als Straßengrund um 130 .000 X , 10 ' 14

als Baustellenfragment um 6450 X und Überlassung von Arrondierungsflächen per 72 37 ir?

um 46 .450 X, Himmelpfortgasse 14 und 16 267 83 u? zur Himmelpfortgasse und

Seilerstätte um 87 .000 X, Wollzeile 25 89 10 in - um 22 .493 X 30 K und Über¬

lassung des Schwibbogengäßchens per 112 947 nm 24 .710 X 85 K, Riemergasse 8

136'7I um 28 .709 X 10 K, vom k. k. Versatzamte 374'64 zur Dorotheergasse,
397 zur Spiegelgasse gegen eine Arrondierungsfläche in der Spiegelgasse per 9 21



72 VIII. Rechtsangelegeicheiten. — 8. vertrage und sonstige Rechtsgeschäste.

um 65 .960 X, Bauernmarkt 31 258 83 in? zur Brandstätte , 132 48 m^ als reservierter
Straßengrund , 35 '28 m? zum Wildbretmarkt 0 '94 m? zum Bauernmarkt , 10 14 m? als
Baustelleusragment gegen Arrondierungsflächen per 72 -37 m? um 46 .450 X.

Im II. Bezirke wurden erworben : Die Häuser Untere Donaustraße 1 mit 235 m?
um 270 .000 X und 3 per 198 97 m? und 5 mit 278 02 in? um 320 .000 X, Obere
Donaustraße 34 mit 169 '98 m? um 250 .000 X, Lilienbrunngasse 1 mit 576 -43 m?
um 300 .000 X, 2 mit 560 61 in? um 280 .000 X, 4 mit 452 in? um 216 .000 X,
sämtliche aus Anlaß des Umbaues der Ferdinandsbrücke ; ferner Straßengründe von
den Häusern Körnergasse 7 46 -96 m? um 1478 X 40 K, Große Stadtgutgasse 11
10-89 in? um 437 X 20 k, Floßgasse 10 75-77 in? um 4621 X 97 k, Leopoldsgasse45
45'98 m? um 4398 X 40 b, Rotensterngasse 22 113-09 in- um 7916 X 30 K,
Tandelmarktgasse 2 237 -88 in- um 20 .000 X und eine Arrondierungsflüche von 119 ' IOin?
vom hofärarischen Besitze in der Oberen Augartenstraße 1925 49 in- unentgeltlich, seitens
der Kaiser Ferdinands -Nordbahn am Sterneckplatz 262008 m? unentgeltlich und 7553 33 m?
um 188 .833 X 25 b ; abgetreten wurden von dem Straßengrunde der Emiliengasse
168-297 rn- für das III. Geleise Hanptzollamt—Praterstern der Stadtbahn.

Im III . Bezirke wurden erworben : Die Häuser Gärtnergasse 16 mit 760 -04 m?
um 103 .000 X, Wällischgasse 9 mit 794 m? um 40 .000 X und Dietrichgasse 9 mit
151 -31 m? um 7000 X für Straßen - und Platzanlagen , ferner ein Lagerplatz in der
Erdbergerstraße mit 95 -92 m? um 7000 X, dann anläßlich der Errichtung eines Geh¬
steges über die Verbindungsbahn l l -38 m? in der Oberen Bahngasse , 37 -37 m? und
188 -24 m? in der Göschlgasse, 208 -81 m? für die Stiegenanlage und den Vorplatz,
824 -16 m? für einen freien Platz gegen Auflassung des projektierten Platzes und Ge¬
stattung der Verbauung desselben sowie einem Kostenbeitrage per 5000 X zur Rekon¬
struktion des Wiener -Neustädter Kanales , endlich Straßengründe von den Häusern Baum¬
gasse 2 152 -047 m? zur Baumgasse und 3 737 m? zur Landstraße Hauptstraße um
3000 X, von Ungargasse 31 -95 m? zur Ungargasse und 52 -950 m? zur Sechskrügel¬
gasse um 10 .997 X 20 b, von Landstraße Hauptstraße 140 — 142 40 ' 60 m? um 1218 X,
von Untere Weißgärberstraße 5 1883 -51 m?, davon 544 '91 m? im Tausche gegen
Arrondierungsflächen von 108 76 m? und eine von der Gemeinde zu leistende Aufzahlung
von 6800 X, der Rest unentgeltlich, von Erdbergerstraße 52 80 -52 m? um 2013 X, von
50 36 386 in- um 1063 X 51 K, von 48 49 '636 m? um 1240 X 90 k, von 132
81 -52 m? um 2445 X 60 b, von Fasangasse 10 57 ' 10 m? um 2284 X und vom
Mittelweg Parz . 2720/2 81 -90 m? als Bauarea und 684 m? als Straßengrund zur
Fortsetzung der Erdbergerstraße im Tausche gegen 133 -20 m? Arrondierungsgründe und
eine von der Gemeinde zu leistende Aufzahlung von 5000 X. Veräußert wurde die
Baustelle in der Fasangasse, Ecke der Mohsgasse , per 631 -80 m? um 69 .498 X. Hier
wäre auch das mit der Staatseisenbahn -Gesellschaft getroffene Übereinkommen wegen
Errichtung des Maria Josesa -Parkes am Landstraßer Gürtel zu erwähnen.

Im IV. Bezirke erwarb die Gemeinde Straßengründe , u. zw. : Von den Realitäten
Margaretenstraße 34 per 85 -71 in? um 2571 X 30 k , von 38 101 -61 m? um
3048 X 30 b, von 42 31 31 m? znr Preßgasse und 60 54 m? zur Margaretenstraße
um 13.600 X , von 45 144 016 m? um 8640 X 96 b zur Margaretenstraße und
135 35 in? um 6290 X 85 b zur Große Neugasse, von Große Neugasse 33 86 24 in?
um 3880 X 80 b, von Schäsfergasse 14 2158 m? um 863 X 20 K zur Preßgasse,
24 183 m? um 1209 X 15 k zur Preßgasse und 53 '08 m? um 3715 X 60 k zur
Schäsfergasse, von Wohllebengasse 15 76 '50m ? um 3825X , Favoritenstraße 20b 98 '09m?
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um 6866 X 30 k, Rittergasse 6 23 '56 ir? um 471 X 20 K, Starhemberggasse 27
96 '45 m' um 2893 X 50 k, Schaumburgergasse 11 68 ' 12 m' um 3406 X und Heu¬

gasse 14 80 -78 um 4846 X 80 k. Bcrkaust wurde die Baustelle Ecke des Wiedener
Gürtels und der Schöuburggasse im Ausmaße von 504 -63 m? um 37 .424 X 10 K.

Im V . Bezirke wurden erworben : Ein Baugrund am Margaretengürtel im
Ausmaße von 803 im Tauschwege gegen einen Baugrund von 730 02 beider¬
seitiger Abtretung von Straßengründen im Ausmaße von 2716 '55 und eine an die
Gemeinde zu leistende Auszahlung von 30 .000 X, ferner eine Grundfläche per 336 '21 n?
um 45 .000 X zur Durchführung der Johannagasse und Straßengründe von den

Häusern Wienstraße 10 296 27 m' um 24 .000 X und gegen eine Arrondierungsfläche
von 11 '29 m?, ebenda 20 320 04 ir? gegen Arrondierungsflächen von 96 50
von 24 290 '02 gegen einen Baukostenbeitrag von 3000 X, 28 209 25 m?

gegen Arrondierungsflächen von 73 -06 und eine Aufzahlung an die Partei von
11 .740 X, von Schönbrunnerstraße 83 135 05 in' um 10 .804 X, 96 92 43 m?
um 4159 X 35 tt , 110 100 -80 in^ unentgeltlich und 201 -14 m? um 4000 X,
60 267 '51 um 155 X 15 b und 6'44 m? um 515 X 20 K, Schönbrunner-

straße , Ecke Wienzeile und Spengergasse , 1256 in? um 60 .000 X, Nikolsdorferstraße 29
70 -01 m' um 2100 X 30 k, Reinprechtsdorferstraße 56 141 -06 in? um 4937 X 10 k,
Matzleinsdorferstraße 8 341 -01 um 17.054 X, Matzleinsdorferstraße , Ecke Garteu-
gasse, 236 25 in^ um 19 .000 X, Brauhausgasse , Ecke Margaretenstraße , 2194 um
877 X 60 k , 24 -90 n? um 622 X 50 Kund65 ' 41 m ? um 1962 X 30 k , Kleine Ncu-

gasse 9 100 48 m? um 5526 X 40 K, Ziegelofengasse, Ecke Zeuggasse, 33 -06 rr? um
991 X 80 K. Verkauft wurden Teile des alten Linienwalles , und zwar : 51 '37 m?
gegen 6 32 Straßengrund und eine Aufzahlung von 2522 X, 63 -58 um
3560 X 48 k und 65 94 um 3692 X 64 k.

Im VI. Bezirke erwarb die Gemeinde das Haus Nr . 19 in der Kaunitzgasse im
Ausmaße von 40 46 m? um 8000 X zur Straßenregulierung , ferner Straßeugründe
von den Häusern Gumpendorferstraße 1 5-36 in^ um 400 X, 21 53 '91 um
3234 X 60 k, 27 28 -77 n? um 1600 X, 35 52 28 m? um 2091 X 20 b, 71

115 28 m? um 10 .375 X 20 k, 82 76 '41 m? um 5000 X und eine Arrondierungs¬
fläche von 21 ' 18 m?, 100 192 31 n? um 27 .146 X, Stumpergasse 2 202 33 m^
zur Stumpergasse und 19137 in? zur Gumpendorferstraße um 56 .000 X, 48 62 72 m?
um 2257 X 92 k, 53 54 48 m? um 2179 X 20 k, 62 76 40 m? um 7000 X,

Bieneugasse 5 18 '03 m? um 649 X 08 k, Magdalenenstraße 18 74 00 m? um 3700 X,
44 26 '63 in? im Tausche gegen 111 -727 m? und eine Aufzahlung von 21 .201 X 86 b,
56 126 -26 in? um 8638 X 20 k, 58 62 '47 m? um 4060 X 55 b, 60 45 04 m?

um 3152 X 80 k, Mollardgasse 88 810 '02 m? um 32 .000 X, Windmühlgasse 24
18128 m? um 14 .000 X, Magdalenenstraße 8 17012 m? um 27 .219 X 20 K und

11919  m ? um 13 .110 X 90 k, Kaserneugasse 26 104 -30 m? um 7800 X zur
Gumpendorferstraße , Laimgrubengasse 6 44 98 m? um 2249 X, Joanelligasse 8
25 46 m? um 1018 X 40 tt, Hirschengasse 2 58 52 m? um 5500 X, Königskloster¬
gasse 4 75 '22 m? um 9026 X 40 b, Laimgrubengasse 8 41 24 m? um 2000 X,
Mariahilferstraße 109 150 ir? zur Mariahilferstraße und 293 '99 m? zur Webgasse
um 50 .233 X 30 k.

Verkauft wurde die Baustelle V in der Ufergasse im Ausmaße von 399 -80 m?
um 26 .000 X.
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Im VII. Bezirke erwarb chie Gemeinde Straßengründe von den Häusern
Nenbaugasse3 7560 um 7560 X, 11 93 26 um 1300 X zur Richtergasse,
Kaiserstraße 39 4311 nr^ um 1508 X 85 k, Burggasse 58 6144ssm^ um 2700 X,
Zieglergasse 94 79 88 um 5991 X zur Zieglergasse und 8-65 um 648 X 75 lr
zur Burggasse, Schottenhofgasse3 953 um 953 X, Nenstiftgasse 47 41 70
um 1251 X, Zieglergasse 76 7'68 um 307 X 20 Ir und ebenda 78 11 24
um 449 X 60 tr.

Verkauft wurden die Baustellen 1 und 2 in der Stollgasse und zwar 448 63
um 56.976 X 01 Ir und 510 53 nr̂ um 6X263 X 60 ti sowie ein Arroudierungs-
grund von 16 32 um 5397 X zur Realität Schottenhofgasse 3.

Im VIII. Bezirke erwarb die Gemeinde die Häuser Bliudengasse 12 per 1763 85 nr^
um 150.000 X und Bliudengasse 14 per 1360'80 um 112.000 X zum Zwecke der
Durchführung der Pfeilgasse, ferner Straßengrüude von den Häusern Lercheugasse 32
60'27 um 3375 X 12 k, Lerchenfelderstraße 28 100 03 ir>2 um 7300 X und
eine Arrondieruugsfläche per 7-18 m?, 30 117 81 um 10.602 X 90 k und
Arrondierungsflächenvon 24 '83 um 3972 X 80 lr, 106 27 63 n? um 690 X
75 Ir, 128 106'07 um 2651 X 75 K, Ledercrgasse9 62 92 m? zur Lederergasse
und 17 96 zur Löwenburggasse um 2689 X, Tigergasse 35 28 '35 um 1417 X
50 b, Alserstraße 41 48 637 um 2272 X 40 d, Alscrstraße 31 93-23 um
10.455 X, Schlösselgasse 18 14-38 m? um 251 X 95 b.

Im IX. Bezirke erwarb die Gemeinde zur Arrondierung des städtischen
Besitzes au der Spittelauerläude 656 72 im Tauschwege gegen 793-35 ohne
Aufzahlung, ferner Straßengrüude von den Realitäten Alserstraße 6 402 -79
um 40.279 X, Liechtensteinstraße 20 57 '45 nm 2298 X, 22 70 42 um
2816 X 80 b und Bindergasse 11 132-730 n? um 9291 X 10 b.

Verkauft wurde die Baustelle Ecke der Lustkandl- und Löblichgasse von 490 28
um 46.576 X 60 K.

Im X. Bezirke erwarb die Gemeinde eine Baustelle in der Buchengasse im
Ausmaße von 1082-31 um 50.000 X und Straßengrüude in der Gellertgasse,
Ecke des Antonsplatzes, von 164-93 um 8488 X 30 K, in der verlängerten Absberg-
gasse 3123 um 135 X 32 K unter Überlassung eines Arrondierungsgrundes von
61-68 n? um 801 X 84 k.

Außerdem überließ die Gemeinde an die General-Omnibus-Gesellschaft 1063 03 ir?
um den Kausschilling von 12.756 X 36 li.

Im XI. Bezirke wurde erworben: Die Realität Hallergasse 52 im Ausmaße
Von 1067 rn2 um 24 .000 X und Straßengrüude in der Lorystraße 259 150 18
um 2402 X 88 b, Nimböckstraße 12 39'63 m? um 515 X 19 k, Dorfgasse 45
4'85 um 155 X 20 K, Kopalgasse 47 16-80 um 139 X 94 k und unentgeltlich
von Scdlitzkhgasse9 194-09 m?, Kopalgasse 49 249 -76 m ,̂ 4. Laudengasse 678
108-24 m ,̂ Hauptstraße 98 12 06 n? , Leberstraße 62 55-36 n? , Lorystraße 523
61-21 m?, Dreherstraße 43 270-35 m?, Kaiser-Ebersdorferstraße 263 179-07 m ,̂
endlich in der Hauffgasse 116'20 und 83 72 m .̂

Verkauft wurde ein Grnnd in der Leberstraße von 6463 13 und zwar
4892-10 als Baugrund um 39.136 X 80 k und 1571 03 um 4178 X 94 k
als zukünftiger Straßengrund.
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Im XII. Bezirke erwarb die Gemeinde das Haus in der Wilhelmstraße 32
mit 737 ir? Bauarea und 716 m? Garten um 50.000 X, das Haus Schönbrunuer-
straße 207 per 1913 m^ um 130.000 X und einen Grund an der Landebahn in
Hetzendorf per 1721 m^ im Tausche gegen 453 nv und eine Aufzahlung von 5000 X.
ferner Straßengründe in der Meidlinger Hanptstraße 34 per 70 62 um 1977 X
36 k, 55 70 62 um 795 X 99 l>, Schönbrunnerstraße 179 116 32 um
3024 X 32 k, 223 2 90 n? um 77 X 40 k und Rechte Bahnzeile 14 138 77 n?
um 277 X 54 l>.

Im XIII. Bezirke erwarb die Gemeinde einen Grundteil per 8524 m- um
19.417 X zur Erweiterung des Baumgartner Friedhofes, das Haus 12 in der Linzer¬
straße per 1194 m^ um 60.000 X zur Durchführung der Sturzgasse, die Remisen der
Neuen Wiener Tramway-Gesellschaft in der Hütteldorferstraße und Matzingerstraßeim
Ausmaße von 9959 m^ um 193.000 X und Straßengründe in der Penzingerstraße 88
per 79-79 m^ um 891 X 88 1>, 91 per 230 '26 n? um 2288 X 66 k. Hietzinger-
Kai 63 33'44 m? um 267 X 52 b, Breitenseerstraße 49 108 62 um 1086 X 20 k,
Auhofstraße 1—3 412 zur Auhofstraße um 13.184 X und 610 99 m^ als Platz¬
grund um 9775 X 84 k unter Überlassung eines Arrondierungsgrundes von 24 66 m^
um 1478 X 40 K, Matzingerstraße3 2348 55 um 7045 X 65 l>, Linzerstraße 375
135 07 m- um 810 X 42 k.

Im XIV. Bezirke wurden Straßengründe erworben und zwar: Bon llllman»-
straße 16 64'76 m? um 1942 X 80 K, Kürnbergergaste 2 167 84 m^ um 9399 X
04 lr, Ullmannstraße 40 88 39 um 4065 X 94 K.

Im XV. Bezirke erwarb die Gemeinde für Schulbauzwecke die Häuser Sperr¬
gasse 10 von 865 um 75.000 X, Sperrgasse 13 von 666 n? um 85.000 X und
Frießgasse 10 von 1093 m- um 75.000 X und Straßengründe von Herklotzgasse 14
per 98 52 m^ um 2758 X 56 b, Kranzgasse8 15 39 m- um 461 X 70 K, Maria-
hilferstraße 173, 175 54 69 m- um 3281 X 40 b und Turnergasse 21 17 99 n?
um 575 X 68 K.

Im XVI. Bezirke wurden erworben: Das Haus in der Ottakringerstraße 231
per 1820 m? um 56.000 X zur Durchführung der Maroldingergasse, ein Grund in
der Roterdgasse von 3651 um 11.500 X und ebenda Gründe per 3183 um
38.000 X und 3000 m? um 29.990 X als Abladeplatz für Straßcnkehricht, ferner
ein Abladeplatz im Ried Teufelskot von 8611 um 21.001 X im Versteigerungs¬
verfahren und 1278 30 in? um 12.783 X zur Erweiterung des Ottakringer Friedhofes,
ferner Straßengründe von Odoakergasse 18 45-85 um 687 X 75 l>, Grüllemeier-
gasse 21 60 09 m^ um 1502 X 25 k, Maroldingergasse (ohne Nummer) 382 46 m^
um 7911 X 60 k, Bachgasse 44 47-351 zur Friedrich Kaisergasse, 242 -265
zur Feßtgasse, 0 469 m^ zur Bachgasse um 9282 X 72 ll, Brunnengasse 34 66 63 m^
um 2400 X, Neulercheuseldergürtel 49 51-568 m^ um 2578 X 40 k, Gaullacher¬
gasse 57 10 76 um 236 X 72 k.

Im XVII. Bezirke : Das Haus Dornbacherstraße 78 von 665 ir? um 19.500 X
zur Straßenverbreiterung und für Straßen - und Platzanlagen in Dornbach 33.360 m?
um 86.736 X, ferner Straßengründe von den Häusern Ottakringerstraße 84 32 53 n?
zur Ottakringerstraße und 47 01 m^ zur Frauengasse um 2299 X 32 K und Neuwaldegger¬
straße 37 539 98 n? um 4319 X 84 k.

Im XVIII. Bezirke erwarb die Gemeinde das Hans Schulgasse 59 von 464 m-̂
um 36.000 X zur Erweiterung des Schulhauses, das Haus 162 in der Währinger-
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straße von 274 um 42.000 X für einen freien Platz, für eine Gartenanlage in
Pötzleinsdorf 4982 08 m- um 14.814 X und eine Gartenanlage in der Starkfriedgasse
5494-37 m^ um 16.483 X II K, und Straßengründe in der Währingerstraße, Ecke
Karl Beckgasse, 158'84 um 2541 X 44 K und 173 90 m^ um 2434 X 60 K,
Gentzgasse3—5 13 07 um 182 X 98 k, 25 59 13 m^ um 827 X 82 K und
Michaelerstraße15 95'20 um 1332 X 80 K.

Verkauft wurden Arrondierungsflächen in der Türkenschanzstraße per 64 73
um 1350 X.

Im XIX. Bezirke erwarb die Gemeinde von der Realität Vormosergasse9
345 in? um 18.000 X zur Schaffung eines freien Platzes um die Döblinger Pfarr¬
kirche, dann Straßengründe in der Döblinger Hauptstraße 81 per 106 um 4240 X,
83 122 11 in? um 25.000 X, Hofzeile 15 4'42 um 132 X 60 K unter Über¬
lassung eines Arrvndiernngsgrundes von 17-41 m- um 522 X 30 K, Krottenbachstraße,
Ecke Flotowgasse, 577 '65 m'-* um 2599 X 43 b.

Veräußert wurde ein Grund in der Kobenzlgasse per 127-76 m? um 4200 X
und bei der alten Nußdorferlinie Straßengrund per 1631 64 im Tauschwege gegen
7474 96 und eine an die Gemeinde zu leistende Aufzahlung von 60.000 X.

Im XX. Bezirke  wurden Straßengründe in der Othmargasse und Jägerstraße
per 2195 39 m-, beziehungsweise 90 40 seitens des Stiftes Klosterneuburg unent¬
geltlich und zum Sachsenplatze 2935 16 n? um 44.027 X 40 k abgetreten und zur
Arrondierung der Realität Leipzigerstraße62 70-301 um 4218 X veräußert.

In das Berichtsjahr fielen weiters die Erwerbung der Realitäten der Ban- und
Betriebsgesellschaft für elektrische Straßenbahnen und zwar III., Dietrichgasse 12.322 -27 m ,̂
Rennweg 246 38 XI., Simmering, Hauptstraße 30 6666 XVI., Herbststraße
1584-01 in?, XVI., Johann Nepomuk Bergerplatz 12 2456 m ,̂ Hauptstraße 136 14.573 m ,̂
in Dornbach 1570 m-, XIX., Döblinger Hauptstraße 13 3310 und Paradiesgasse
12.935-12 m?, insgesamt um 1,100 .000 X; die Erwerbung des Andrassyparkes auf
der Hohen Warte durch Schenkung für ein Mädchen-Waisenhaus und Arrondierungs¬
käufe zum Fondsgute Spitz.

Die sonstigen im Berichtsjahre abgeschlossenen Verträge beziehen sich auf die
Verpachtung von Jagd - und Fischereirechten, Vermietung von Ubikationen in den
städtischen Gebäuden, den Schlachthäusern und am Fischmarkte, die Errichtung von
Bedürfnisanstalten und sonstige Vermietungen und Verpachtungen ohne besonderen Belang.

Hinsichtlich des im Sinne des Art. VI des Gesetzes vom 19. Dezember 1890
mit den Gemeinden Jnzersdorf und Oberlaa wegen deren Aktiven und Passiven
zu treffenden Übereinkommens ist zu bemerken, daß das Ergebnis der mit der Gemeinde
Jnzersdorf gepflogenen Verhandlungen dem Stadtrate zur Beratung und Beschlußfassung
vorgelegt wurde, während die Akten bezüglich der Gemeinde Oberlaa, mit welcher ein
solches Übereinkommen nicht zu erzielen war, an den Landesausschuß für das Erz¬
herzogtum Österreich unter der Enns geleitet worden sind.

0. Prozesse.
Insoweit kein Anwaltszwang bestand, wurde die Gemeinde durch die rechtskundigen

Beamten des Magistrates vertreten, sonst aber wurde fallweise ein Advokat mit der
Verlretung der Gemeinde betraut. Abgesehen von der Einbringung von Jndustriewasser-
gebühren sind von wichtigeren Streitsachen zu erwähnen:



VIII . Rechtsangelegenbeile ». — 0 . Prozesse. 77

7̂ . Passiv -Prozesse.

Die Klage: 1. Des Wiener Schützenvereines auf Ansfolgung der historischen
Fahne des bestandenen bürgerlich-ritterlichen Scharfschützenkorps, welche abgewiesen wurde,
da der Verein einen Nachweis des Eigentumsrechtesnicht erbracht hat;

2. des Grafen Johann Palffy ab Erd öd wegen Schadloshaltung für einen
von der Realität Heugasse 12 abzutretenden Straßengrund ; diese Klage wurde zurück¬
gezogen;

3. des Adolf Schenck wegen Besitzstörungbei seiner Gruft am Dornbacher
Friedhofe, welche abgewiesen wurde;

4. des Leopold Berdan und Josef Förkl wegen Schadenersatzes für die' an¬
läßlich des Umfallens eines Beleuchtungsmastes am Praterstern erlittenen Beschädigungen.
In diesem Prozesse wurde die Gemeinde solidarisch mit der internationalenElektrizitäts¬
gesellschaft und dem Zimmermeister zur Zahlung eines Schmerzensgeldesund der Kosten
der ärztlichen Behandlung verurteilt;

5. des Josef Stieber auf Zahlung eines Schadenersatzes wegen angeblich
unterlassener straßenpolizeilicher Vorkehrungen, diese wurde kostenpflichtig zurückgezogen;

6. des Anton Herrmann  auf Ersatz der ihm im städtischen Volksbade gestohlenen
Effekten wurde kostenpflichtig zurückgezogen, dem Kläger jedoch im Gnadenwege eine
Enlschädiguug geleistet;

7. des Anton Singer  in einer ähnlichen Sache wurde abgewiesen;
8. des Gasarbeiters Al. Schiffinger  auf Zahlung einer Unfallsrente. Durch

das Urteil wurde die Gemeinde zur Zahlung der Rente verhalten;
9. des Gasarbeiters Cam. Mitbauer  auf Zahlung einer Unfallsrente. Die

Gemeinde wurde zur Zahlung einer ans eine bestimmte Zeit beschränkten Rente verurteilt;
10. des Kutschers Johann Lavickn  auf Zahlung einer Unfallsrente wurde ab¬

gewiesen;
11. des Michael Macheiner,  städtischen Gasarbeiters, auf Erhöhung seiner

Unfallsrente wurde abgewiesen;
12. des Franz Weiß,  Bediensteten der Straßenbahnen, auf Erhöhung seiner

Unfallsrente. Die Angelegenheit wurde im Vergleichswege durch Zugestehung der Zahlung
der erhöhten Rente geordnet;

13. des Miedermachers Karl Uhrmacher  ans Schadenersatz wegen verspäteter
Stromlieferung. Diese wurde kostenpflichtig abgewiesen, da der Kläger nicht im Besitze
der behördlichen Bewilligung für die Inbetriebsetzungdes Motors war;

14. der österr. Diskonto-Gesellschaft als Zessionarin des C. Wagenführer  auf
Zahlung des diesem zustehenden Entschädigungsanspruches endete mit einem Vergleiche;

15. des Remisenarbeiters Schmidek  auf Zuerkennnng einer Pension wurde in
allen Instanzen abgewiesen;

16. des Kondukteurs Schromm  aus Zurücknahme der Entlassung und Zahlung
einer Abfertigung. Die Gemeinde wurde bezüglich der Abfertigung, der Kläger hinsichtlich
der Rücknahme der Entlassung sachfällig;

>7. des Weichenwächters Brischek  auf Zahlung einer Abfertigung wurde
abgewieseu;

18. des Andreas Engel  wegen Zahlung einer Sachentschädigungfür einen
erlittenen Unfall wurde abgewiesen;
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19 . des Wagenführers Jaremczak auf Zahlung einer Abfertigung . In diesem

Falle wurdeIdie Gemeinde kostenpflichtig zur Zahlung verurteilt;

20 . der Firma Viktor Schmidt L Söhne  auf Zahlung eines Ersatzes für Sach¬
beschädigung anläßlich einer Entgleisung der Straßenbahn . Diese Klage wurde zurück¬
gezogen.

L . Aktiv - Prozesse.

Hierher gehört die große Zahl der vom Magistrate und den Unternehmungen
der Gemeinde durchgeführten Klagen wegen Einbringung rückständiger Jndustriewasser-
kosten, Leuchtgasgebühren , Strompreise , Mietzinse und Schadenersätze . Ein Aktiv -Prozeß
von größerer Bedeutung wurde im Berichtsjahre nicht geführt.

Zu erwähnen wäre noch , daß den Angestellten der städtischen Straßenbahnen in
71 Fällen die Verteidigung in Strafsachen seitens der Direktion beigestellt wurde , u . zw.
einerseits im Interesse der schuldlos befundenen Angestellten , andererseits zur Abwehr

von Schadenersatzansprüchen dritter an die Gemeinde.

Für die advokatorische Vertretung wurde im Berichtsjahre ein Betrag von
19 .290 X 42 k aufgewendet.

o . Außerstreitiges Verfahren,

a) Richtigstellung der Grundbücher.

Im Berichtsjahre wurde mit der Bereinigung jener Realitäten von den zu Gunsten
der Gemeinde Wien hastenden und bereits gegenstandslosen Reallasten begonnen , welche

im XX . Bezirke liegen und in das für diesen Bezirk anzulegende Grundbuch übertragen
werden sollen.

Sodann wären zu erwähnen die durch Einbeziehung von Straßengründen und
Schaffung neuer Straßen und Zufahrten notwendig gewordenen Grundbuchrichtigstellungen
beim städtischen Gaswerke , beim städtischen Elektrizitätswerke sowie bei dem Komplexe
des städtischen Versorgungsheimes in Lainz , dann bei der Großmarkthalle im III . Bezirke,
bei der Roten -Hof -Realität und den Bürgerspitalfvndsgründen im X . Bezirke.

Kleinere Grundbuchsrichtigstellungen fanden statt bei den Gehwegen nächst dem
Epidemiespitale an der Triesterstraße , bei der Andergaffe in Dornbach und bei der
Singerstraße 22.

d) Nerlassrnschasten.

Nach der Pfründnerin Katharina Jeschko  fiel der Gemeinde als Psründnerrückersatz

*/z Anteil eines Hauses samt Garten in Bisamberg zu, ferner wurde für eine Verpflegs-
kostenforderung nach dem Kuranden Karl Lamesch,  welcher im Versorgungshause zu
Mbs in Pflege stand und dem aus der Verlassenschaft nach Johann Müller in Mürz¬
zuschlag ein Betrag von 750 X zufiel , dieser Betrag der Gemeinde Wien eingeantwortet.

Sonstige Verlassenschaften zu besonderen  Zwecken sind in den betreffenden Ab¬
schnitten (z. B . Stiftungen , Armenwesen re .) erwähnt.
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k. Angelegenheiten vor dem k. k. Verwaltungsgerichtshofe.

An wichtigeren , die Gemeinde Wien betreffenden Entscheidungen sind im Berichts
fahre folgende erflosscn:

Finanzrechtliche.

1. Das Erkenntnis vom 20 . Jänner 1903 , Z . 806 , dahingehend , daß Rekurse
von Gemeinden gegen die Verschreibung einer Bermögensübertragungsgebühr für die
Erwerbung von Grundstücken zu einem Gemeindefriedhofe nicht der Stempctgebühr
unterliegen.

In der Begründung wird ausgeführt , daß nach dem Sanitätsgesetze die Errichtung
von Begräbnisplätzen eine dem selbständigen Wirkungskreise der Gemeinden zugewiesene
Angelegenheit des öffentlichen Gesundheitswesens ist , ein Friedhof sich also als eine
öffentliche Sanitätsanstalt darstellt , und somit alle mit dessen Errichtung im Zusammen¬
hänge stehenden , von den Gemeinden ausgefertigten Schriften unter diejenige » fallen,
welche für die den Gemeinden anvertrauten öffentlichen Zwecke ausgestellt werden und
auf welche sich nach T .-P . 75 b des Gebührengesetzes die persönliche Gebührenfreiheit
der Gemeinden erstreckt.

2 . Das Erkenntnis vom 23 . September 1903 , Z . 9749 , womit ausgesprochen
wurde , daß die vertragsmäßige Abtretung von Grund und Boden zu Zwecken der Straßen¬
erweiterung nicht gebührenfrei erfolgt , wenn nicht ein gesetzlicher Expropriationsanspruch der
Gemeinde besteht , und daß , wenn für die Abtretung einer Realität und für den Verzicht
auf verschiedene Ansprüche ein Pauschalentgelt bedungen ist , nicht auf Grund des Punktes I
der Vorerinnerungen zum Gebührentarife das ganze Pauschale der Jmmobiliargebühr
zugrunde gelegt werden kann.

Die Begründung stützt sich im wesentlichen auf T .-P . 65 Anm . 1 des Gebühren¬

gesetzes , wonach bei Kaufverträgen den gebührenpflichtigen Wert nur der Kausschilling,
das ist die für die Sache bedungene Barzahlung samt Nebenleistungen , bildet , nicht aber
auch der auf Verzichte entfallende Teil der Pauschalsumme.

Über die im Berichtsjahre seitens der Gemeinde überreichten Beschwerden gegen
die Erwerbsteuerbemessung für den Betrieb der städtischen Gaswerke in den Jahren 1899,
1900 und 1901 ist die Entscheidung noch nicht erfloffen.

6 . Administrativrechtliche.

1 . Das Erkenntnis vom 26 . Jänner 1903 , Z . 258 , über die Beschwerde des
Moritz Saphir gegen die Stadtrats - Entscheidung , betreffend die Wahlen in die Ver¬
tretung des IX . Gemeindebezirkes . Die Beschwerde wurde ohne Verfahren abgewiesen,
da der Beschwerdeführer die Angelegenheit im administrativen Wege weder angeregt,

geschweige denn ausgetragen hat.
2 . Das Erkenntnis vom 28 . Februar 1903 , Z . 2531 , über die Beschwerde des

I . uud M . Knett  gegen die von der Baubehörde verweigerte Bewilligung zur Herstellung
einer Souterrainwohnung . Diese Beschwerde wurde als unbegründet abgewiefen , da die
Zulassung von Souterrainwohnungen dem freien Ermessen der Baubehörde überlassen ist.

3 . Das Erkenntnis vom 6 . März 1903 , Z . 2785 , womit die Beschwerde der
Gemeinde Wien wegen des Bestandes eines Wafferrechtes am Nestelbache in Grinzing
und eines Kostenzuspruches im Zuge der Enteignung dieses Wasserrechtes abgewiesen
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wurde. Unter einem erklärte der k. k. Verwaltungsgerichtshofseine Inkompetenz in der
Schadloshaltungssrage. In der Begründung wird ausgeführt, daß das Wasserbenützungs-
recht im Konsense an keine Bedingung geknüpft worden sei, weshalb ein Anspruch ans
Entschädigung im Falle der Expropriation bestehe, daß weiters auch ein Anspruch auf
Ersatz der Kosten, welche der anderen Partei infolge des Rekurses der Gemeinde für
ihre rechtsfreundlicheVertretung erwuchsen, gerechtfertigt sei, denn das Wasserrecht
bestimmt ausdrücklich, daß der Sachfällige die durch sein Verschulden dem Gegner ver¬
ursachten Kosten des Verfahrens zu ersetzen hat und daß sämtliche Verhandlungen unter
Zulassung von rechts- und sachkundigen Beiständen zu führen sind. Die Inkompetenz
des k. k. Verwaltuugsgerichtshofes bei Feststellung der Schadensziffer ist im Gesetze
vom 22. Oktober 1875, R .-G.-Bl. Nr . 36 ex 1876, begründet.

4. Das Erkenntnis vom 7. März 1903, Z . 2646 , über die Beschwerde der
Gemeinde Wien gegen eine Verfügung des k. k. Eisenbahnministeriums, welche die
von der Gemeinde bei der politischen Begehung über das Projekt für die Rekonstruktion
der Linie Matzleinsdors—Guntramsdorf gestellte Forderung wegen Herstellung von
Trottoiren an jenen Seiten des Bahnhofes, die unmittelbar an öffentliche Straßen
grenzen, abgelehnt hatte. Diese Verfügung wurde mit obigem Erkenntnisse als gesetzlich
nicht begründet aufgehoben, weil es sich in deni vorliegenden Falle um einen Bauplatz
handelt und die Forderung der Gemeinde daher gesetzlich begründet war.

5. Das Erkenntnis vom 20. Juni 1903 , Z. 6953 , über die Verpflichtung der
Hauseigentümer zur Errichtung von Hauskanälen an Stelle bestehender Senkgruben.

In der Begründung wird ansgeführt, daß der Bestand von Senkgruben im Sinne
der Bauordnung nur in jenen Straßen ausnahmsweise zulässig ist, in welchen Haupt¬
kanäle nicht bestehen, daß aber in dem Momente, als die Gemeinde an die Herstellung
von Hauptkanälen schreitet, der Hauseigentümer sofort den Hauskanal herzustellen und
die Senkgrube zu beseitigen hat; auch dann, wenn der Bestand des Hauses ein alter,
vor Geltung dieser Bauordnung vorhandener war.

6. Das Erkenntnis vom 26. Juni 1903, Z . 7191 , wonach der Umstand, daß
die Eltern der dauernden Armenversorgung anheimgesallen sind, die Ersitzung des Heimats-
rcchtes seitens der eigenberechtigten Kinder nicht hindert, weil die Erwerbung des Heimats-
rcchtes auf Seite des Vaters oder der Mutter einerseits, des großjährigen Sohnes und
der großjährigen Tochter andererseits vollkommen selbständig aus Grund eigenen Rechtes
erfolgt. Es ist somit auch der Armenunterstützungsanspruch des Vaters oder der Mutter
nach den Armengesetzenein vollkommen selbständiger und es kann demnach, wenn der
Vater oder die Mutter eines Heimatsrechtswerbers unterstützt worden sind, nicht im
entferntesten, auch nicht im Wege einer weitgehenden, ausdehnenden Auslegung des
Gesetzes davon die Rede sein, daß in einem solchen Falle der Bewerber um das
Heimatsrecht der Armenversorgunganheimgefallen sei. Daran ändere auch nichts die
Bestimmung des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches, daß Kinder unter gewissen Voraus¬
setzungen zur Alimentierung ihrer Eltern verpflichtet sind, denn man könne doch unmöglich
behaupten, daß derjenige selbst der Armenversorgunganheimgefallen sei, welcher dieser
Verpflichtung nicht nachkommt.

7. Das Erkenntnis vom 30. Juni 1903, Z. 4275 , über die Beschwerde der
Gemeinde Wien gegen die Entscheidung des k. k. Ackerbauministeriums, mit welcher in
Angelegenheit der von der k. k. Bezirkshauptmannschaft Hietzing-Umgebung erlassenen
Wienflußpolizeiordnungdie Klagslegitimation der k. k. Forst- und Tomänen-Direktion
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anerkannt und der k. k. n.-ö. Statthalterei die Fällung einer instanzmäßigen Entscheidung
über die Berufung der genannten Direktion ausgetragen wurde. Die Beschwerde wurde
ohne Fortsetzung des Verfahrens zurückgewiesen, da eine Verletzung der Rechte der
Gemeinde nicht stattgefundenhat.

8. Das Erkenntnis vom 30 . Juni 1903 , Z. 6752 , über die Beschwerde der
Gemeinde gegen die Entscheidung des k. k. Ackerbguministeriums, mit welcher die Berufung
der Gemeinde gegen den vom k. k. Ackerbauministerium erlassenen Auftrag zur instanz¬
mäßigen Entscheidung über die Berufung der k. k. Forst- und Domänen-Direktion in
Angelegenheit der Wienflußpolizeiordnung zurückgewiesen wurde. Diese Beschwerde wurde
ohne weiteres Verfahren abgewiesen, weil ihr einerseits die Einwendung der entschiedenen
Sache entgegensteht, andererseits die Angelegenheit im administrativen Jnstanzenzuge
nicht ausgetragen ist.

9. Das Erkenntnis vom 9. Juli 1903, Z. 7659 , über die Beschwerdelegitimation
einzelner Gemeindemitglieder bezüglich eines Gemeinderatsbeschlusses mit finanziellem
Effekte und über die Zulässigkeit der Subventionierung konfessioneller Schulen seitens
der Gemeinde, u. zw. war die Beschwerde gegen jenen Beschluß des Gemeinderates
gerichtet, mit welchem dem katholischen Schulvereine für Österreich eine Subvention be¬
willigt wurde. Das Erkenntnis anerkennt die Legitimation des Beschwerdeführers, jedoch
nur für seine Person, nicht auch für irgendwelche Mandanten, da der Beschwerdeführer
in der Gemeinde Wien Steuerträger ist und im Falle der gesetzwidrigen Verfügung
über die Mittel der Gemeinde Wien höher belastet würde. Ter Gemeinderatsbeschluß
bestehe jedoch zurecht und sei giltig zustande gekommen, da nach dem Gemeindestatute
in den selbständigen Wirkungskreis der Gemeinde „alles, was das Interesse der Gemeinde
berührt" , gehört und weiters auch die Bewilligung von Aushilfsbeiträgen an Wohl-
tätigkeits- und sonstige gemeinnützige Anstalten und Vereine für charitative und gemein¬
nützige Zwecke, insbesonders wenn deren Förderung in dem Pflichtkreise der Gemeinde
Wien als Reichshaupt- und Residenzstadt begründet ist. In diesem Sinne ist aber eine
Schule, insoferne darin nicht unsittliche oder staatswidrige Grundsätze verbreitet werden,
immer gemeinnützig, und gemeinnützig ist auch jedes Bestreben, welches dahin geht,
religiöse Grundsätze zu festigen, zumal wenn es sich um die Förderung der religiösen
Gesinnung bei Gemeindemitgliedern handelt, welche in der Gemeinde in der Majorität sind.

10. Das Erkenntnis vom 25. September 1903, Z. 9817 , wonach die Bewilligung
zur Ausgrabung und Überführung von Leichen ausschließlichder politischen Behörde
zusteht, wogegen die Gemeinde als Eigentümerin des Friedhofes ein Verbotsrecht nicht
geltend machen kann. In der Begründung wird ausgeführt, daß nach den Gesetzen die
Bewilligung zur Leichenexhnmierung ausschließlich den politischen Behörden zusteht, daß
weiters zufolge der Widmung ein Gemeindefriedhos sich als eine Gemeindeanstalt darstellt,
für welche nicht das Eigentumsrechtnach dem bürgerlichen Gesetzbuche, sondern die nach
der Widmung und den speziellen politischen Vorschriften sich ergebenden Grundsätze
maßgebend sind. Auch der Umstand, daß bei Öffnung des Schachtgrabes andere Leichen
ausgehoben und die von den Angehörigen dieser Verstorbenen etwa aufgestellten Kreuze,
sowie der Blumenschmuck entfernt werden müssen, kommt nicht in Betracht, da eben die
Bestattung in einem gemeinsamen Grabe einen solchen Vorgang naturgemäß zu Folge hat.

11. Das Erkenntnis vom 23. Oktober 1903, Z. 10.700, daß ein Auftrag zur
Änderung des baulichen Zustandes eines Gebäudes, welches auf Grund des behördlichen
Bankonsenses rechtlich besteht, vom Standpunkte der Feuerpolizei nicht gegeben werden kann.

6
Verwaltungsbericht der Stadt Wien.
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In den Entscheidungsgründen wird cinsgeführt, daß der seitens der Gemeinde in
Handhabung der Feuerpolizei-Ordnung der österr.- amerik. Guminifabrik erteilte Auftrag,
an dem baulichen Zustande des Fabriksgebäudes Änderungen vorznnehmen, insbesondere
eine feuersichere Stiege anzubringen, gesetzlich nicht begründet sei, da die Gesellschaft
durch den Bau- und Beniitzungskonsens das Recht erworben habe, das Fabriksgebäude
nach dem genehmigten Bauplane herzustellen und plangemäß zu benützen, ein Gesetz
aber, welches der Gemeinde die Ermächtigung erteilt, einen solchen Auftrag zu erlassen,
nicht existiere.

12. Das Erkenntnis vom 28. Oktober 1903, Z. 10.910, wonach der Besitzer
einer Wasseranlage nicht zum Ersätze der Kosten für Maßregeln herangezogen werden
kann, welche einer durch abnorme Niederschläge drohenden Wassergefahr Vorbeugen sollten.
Anlaß zur Beschwerde gab die Einquartierung von Militär und die damit verbundenen
Kosten gelegentlich des drohenden Dammbruches des der Lompagme äes eaux äe Vienne
gehörigen Wolfsgrabenreservoirs im Wienflusse. Die Ausstellung des Militärs hatte den
Zweck, die gefährdete Bevölkerung durch Signale rechtzeitig zu avisieren, damit sie sich
im Falle des Dammbruches in Sicherheit bringe. Der Verwaltungsgerichtshofführt in
der Begründung des Erkenntnisses aus, daß diese Maßregel eine rein lokalpolizeiliche
sei, und nach dem Inhalte der Konzessionsurkunde die Gesellschaft zum Ersätze der Kosten
nicht verhalten werden könne.

13. Das Erkenntnis vom 13. November 1903, Z . 11.666, über die Beschwerde
der Gemeinde Wien gegen die Entscheidung des k. k. Eisenbahnministeriums, mit welcher
die von der Gemeinde bei der politischen Begehung für die Umgestaltung des Bahn¬
hofes Jnzersdorf der Donauländebahn gestellte Forderung, daß dem Bahnunternehmen
die Verpflichtung auferlegt wird, die zur Eröffnung des Brunnweges in der genehmigten
Breite von 32 m erforderlichen Herstellungen an der Bahnhofanlage auf eigene Kosten
auszuführen, abgewiesen wurde. Die Beschwerde der Gemeinde wurde mit obigem
Erkenntnis abgewiesen, da nur das Magazinsgeleise der neuen Bahnhofanlage in das
Territorium der Gemeinde Wien fällt und die Errichtung dieses Geleises allein keinen Anlaß
bietet zu einer Niveauünderung wegen der künftigen Ausgestaltung der Bahnwege zu
einer 32 m breiten Zufahrtsstraße.

14. Das Erkenntnis vom 30. November 1903 , Z. 10.818, über die Beschwerde
des Karl Schneid gegen die seitens der Gemeinde verweigerte Schadloshaltung für
abzutretenden Straßengrund . Die Beschwerde wurde mit obigem Erkenntnisse ohne Ver¬
fahrenzurückgewiesen, da die Entscheidung hierüber ausdrücklich den Gerichten Vorbehalten ist.

15. Das Erkenntnis vom 11. Dezember 1903, Z. 12.815, mit welchem eine
Anzahl von Beschwerden der Gemeinde wegen Heranziehung zu Leistungen für Kultus¬
zwecke mehrerer Pfarren in Wien, u. zw. für Herstellungen an Kirchen und Psarrhof-
bauten, sowie zur Bestreitung sonstiger Kirchenerfordernisse bei den Psarrgemeindeu „zu
den neun Chören der Engel" Am Hof, „zum heiligen Antonius" im X. Bezirke, in
Rndolfsheim, „zur heil. Maria vom Siege " im XV. Bezirke und in Altmannsdorf, abge¬
wiesen wurden. Zur Begründung bezieht sich der Verwaltungsgerichtshof aus seine
Entscheidung vom 21. November 1902, Z. 10.464 , und fügt hinzu, daß die Einführung
eines geordneten, das ganze Gebiet von Wien als einen Sprengel umfassenden Systems
katholischer Kultussteuern vollständig möglich sei.

16. Die Beschwerden der k. k. n.-ö. Finanz-Prokurator namens der Kommission
für Verkehrsanlagen gegen die Umgestaltung der Straßenbahnlinie Meidling Bahnhof—
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Sternwartestraße auf elektrischen Betrieb und der Gemeinde gegen das k. k. Eisenbahn¬
ministerium bezüglich der Rekonstruktion der Dampftramwaylinie Augartenbrücke—Stefanie¬
brücke wurden durch einen Ansgleich erledigt und zurückgezogen.

Außerdem wurden im Berichtsjahre eine Beschwerde der Gemeinde namens der
Kommission für Verkehrsanlagen bezüglich der Herstellung eines dritten und vierten
Geleises zwischen den Stationen Hütteldorf-Hacking und Purkersdorf, eine Beschwerde des
Mayer Hersch Dresler gegen die Gemeinde wegen Nichtzuweisung eines Verkaufsplatzes
am täglichen Fleischmarkte in der Großmarkthalle und eine Beschwerde des Johann und
der Marie Bauer gegen die Baubehörde anläßlich der Niveauregulierung in der Mngda-
lenenstraße beim Verwaltungsgerichtshofe überreicht, worüber ein Erkenntnis im Berichts¬
jahre noch nicht erfloß.

Rechtsgutachten.
Seitens der zur Abgabe solcher Gutachten berufenen Magistrats-AbteilungI wurden

im Berichtsjahre über nachstehende Verhandlungsgegenstände gutächtliche Äußerungen
abgegeben:

1. Über die Verpflichtung der beiden Eigentümer einer Realität zur Zahlung des
Armenperzentes in dem Falle der Aufhebung des gemeinschaftlichen Eigentumes durch
gerichtliche Versteigerung des Reales. Die vertretene Anschauung ging dahin, daß in
diesem Falle keine Zwangsvollstreckungnach der Exekutionsordnung, vielmehr eine
freiwillige Versteigerung vorliegt, aus deren Verkaufserlöse die Gemeinde Wien das
Armenperzent von 2 von 100 vorzuschreiben und einzuheben berechtigt ist.

2. Über den rechtlichen Charakter der Besitzveränderungsgebührenbei den ver¬
käuflichen Gewerben. Die Studien hierüber führten zu dem Ergebnisse, daß, insoweit
der Magistrat die Vormerkbücher über diese Gewerbe als politische Behörde I. Instanz
zu führen berufen ist, er durchaus keine anderen, als die im Gebührengesetze vorgesehenen
Gebühren und Stempel einheben dürfe, insoweit er sich aber bei Einhebung dieser Besitz¬
veränderungsgebühren auf ein altes unbestrittenes Privilegium stützt, dieses Privilegium
durch das Kanzleitaxgesetz vom Jahre 1874 außer Kraft gesetzt wurde.

K. Geschwornenlisten.
In Ausführung des Gesetzes vom 23. Mai 1873, R .-G.-Bl. Nr . 121, betreffend

die Bildung der Geschwornenlisten, wurden im August und September die Urlisten
für das nächstfolgende Kalenderjahr 1904 verfaßt und behufs etwaiger Einbringung
von Einsprüchen und Geltendmachungvon Befreiungsgründen während der Frist vom
28. September bis einschließlich5. Oktober 1903 zu jedermanns Einsicht aufgelegt.

Die Anzahl der in den Geschwornenlisten enthaltenen Personen betrug vor der
Reklamationsfrist38.612 . Über die während der erwähnten Frist eingelangten Reklama¬
tionen wurde von der zur Entscheidung berufenen Gemeinde-Kommission am 19. Oktober
beschlossen, von den Reklamanten aus den Urlisten zu streichen wegen: Unentbehrlichkeit
im Berufe 2 und wegen Zurücklegung des 60. Lebensjahres 30. Außerdem wurden von
amtswegen gelöscht wegen: Ablebens 91, Konkurseröffnungoder Kuratelsverhängung 23,
Austrittes aus dem österreichischen Staatsverbande 2, Übersiedlung von Wien 71,

6*
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Steuerherabsetzung, bezw. Abschreibung oder aus anderen Ursachen 238. Neuaufnahmen
in die Geschwornenliste haben stattgefunden, u. zw. : von amtswegen 458 , infolge Rekla¬
mation 2. Die Anzahl der sonach in der Urliste enthaltenen Personen betrug 38.615
(gegen 39.157 im Jahre 1902).

Anfangs November wurden die Urlisten der Geschwornen und die Verzeichnisse
der zum Geschwornenamte vorzüglich Geeigneten dem k. k. Landesgerichteals Schwur¬
gerichte übermittelt und zugleich jene Gemeinderäte namhaft gemacht, die zur Teilnahme
an der Kommission wegen Bildung der Jahresliste abgeordnet wurden.

Die Zahl der als für das Geschwornenamt vorzüglich geeignet Bezeichneten betrug
3804 , hievon wurden von der vom k. k. Landesgerichte in Strafsachen eingesetzten
Kommission 720 als Haupt- und 180 als Ergcinzungsgeschworne in die Jahresliste für
das Jahr 1904 ausgenommen. (Die Dienstliste wird auf Grund der Jahresliste vor
Beginn jeder Schwurgerichtsperiode, d. i. allmonatlich beim k. k. Landesgerichte durch
Auslosung gebildet.)

Nähere Angaben über die Bildung der Geschwornenlisteu enthält der Abschnitt
XII. „Rechtspflege" in dem Statistischen Jahrbuche der Stadt Wien.
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